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Beschluss

des Herrn Marcus Zimmermann,

ln dem Rechtsstreit

Pützstraße 6 a, 53343 Wachtberg.

Klägers und Berufungskiäge;'s,

Rechtsanwälte Stahm I Dr. }öpp. Hörder

Semerleicnsiraße 1S2. 442S3 Bortmund.

:rv:r\. ',

Prozessbevollmächtigie:

Westdeutscher Basketballve rba nd e. V., vertr. d. d. Vorstand. Fried*ih-Attted-Stra8e
25,47055 Duisburg,

Prozessbevollmächtigter:

Beklagte und Berufunesbeklagte.

Rechtsanwalt Dr. Georg Engelbrecht.

Kohli,veg 38 66123 Saarbrücken.

hat die 7. Zivilkammer des Landgerichts Duisburg

am20.07.2018

durch den Vizepräsidenten des Landgerichts Müller. die Richterin am Lancigerichl

Luge und die Richterin am Landger,cht Dr. Westen

beschlossen:

Die Berufung des Klägers gegen da§ Uneil des Amtsgerichts DuisbLtrg {4§ C

2811t17) vom 22.03.2018 wird als unzulässig verworfen

Die Kosten der Berufung werden dem Kläger auferlegt.

Das angefochtene urteil i§t ohne sicherheitsleistllng vorläufig vollsireckbar.

Der Streitwert des Berufungsverfahrens wird auf bis 300,00 EUR festgese*i.
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Gründe

t

Der Kläger war im Jahr 2014 schiedsrichter im spielbetrieb der Beklagten. Mit E-Mail
vom 18.03.2014 zog der vizepräsident (vp6) den Kläger wegen Fehtens korrekter

Kaderkleidung bis auf weiteres von allen spielen ab. lm Hinblick auf eine
Beschwerde der Vereine BG Bonn und Meckenheim TuS setzte er den Kläger von

allen Spielen, an denen diese Vereine beteiligt waren. ab.

Gegen diese Entscheidungen legte der Kläger Berufung belrn Rechtsausschuss des

Beklagten ein mit dem Ziel, die Entscheidung aufzuheben und dre Bek{agle au

verurteilen, ihn erneut bei den entzogenen Spielen einzusetzen oder hitfsweise

Schadensersatz in Höhe von 175.00 € zu leisten. lm laufenden Verfahren wurde die

angegriffene Entscheidung des VP6 vom Schiedsrichtenrrari der Beklagten

aufgehoben, soweit der Kläger bis auf Weiteres von ailen Spielen abgesetzt worden

ist. Mit Entscheidung vom 22-05.2014 hat der Rechtsausschuss festgestellt. dass der

Antrag des Klägers in der Hauptsache - soweit die angegriffene Entscheidung

aufgehoben worden ist - eriedigt ist. Die weitergehencie Berufung wurde

zurückgewiesen. lnsgesamt wurden dem Kläger die Verfanrenskosten - die sich a*f

104,00 € beliefen - auferlegt.

Mit der vorliegenden Kiage wendet sich der Kläger gegen die volgena*nie

Entscheidung des Rechtsausschusses und begehrt - sov'1eit in der Berufung noch

von lnteresse - die Feststellung der Nichtigkeit der Entscheidung sowie ei*e

Verurteilung der Beklagten zur Zahlung eines Betrages von i04,00 €.

Das Amtsgericht hat die Klage abgewiesen mii der Begründung. hlnsrchtiich det

begehrten N ichtigkeitsieststellung sei die Klage bereits unzulässig. in$oweit s*i der

Rechisweg zu den ordentlichen Gerichten nichl gegeben. da der Kläger da*

verbandsinternen Rechtsweg nicht ausgeschÖpft habe. Hinslchtlich der

Zahlungsklage sei die Klage unbegründet im Hinblick auf § 242 BGB ','.'eEer

widersprüchlichen Verhaltens, wiederum wegen N;chtausschÖpfung des

verbandsinternen Rechtsweges. wegen der Einzelheiten lvird auf die Gründe der

angefochtenen Entscheidung {Bl, 171 ff . GA) verwiesen
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Hiergegen wendet sich der Kläger mit seiner form- und fristgerecht eingeregten
Berufung, mit der er sein vorgenanntes erstinstanzliches Begehren weiter verforgt.

lt.

Die Berufung ist gemäß § 522 Abs. 1 Satz 2 ZPO als unzulässig zu verwerfen. cia

die in § 511 Abs. 2 Nr, 1 ZPO bestimrrte Berufungssurnme von §00,00 € nicht

erreicht ist. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf den Kammerbeschluss

vom 26.06,2018 (Bl. 236 ff. GA) verwiesen, Die hterallf ergangene §tellungnahme

des Klägers rechtfertigt keine abweichende Beurteilung.

Eine höhere Beschwer des Klägers ergibt sich auch nicht unter Berücksichtigung

seines weiteren Vorbringens, insbesondere nicht aus seiner Behaupiung, er sei nocir

immer teilweise gesperrt, nämlich für Spiele, an denen bestimmte Teanrs beteiligt

seien, was zu einer erheblichen Beschwer führe, zumal er eine bekannte Pers+n der

Öffentlichkeit im Basketball sei. Hierauf kann der Kläger sich jedoch nicht berufen, da

eine Sperre für Spiele, an denen bestimmte Teanrs beteiligt sind. weder inl

vorliegenden Verfahren noch im Verfahren vor dern Rechtsausschuss

streitgegenständlich ist bzw. war. Seinerzeit wurde der Kiäger wegen

Unstimmigkeiten hinsichtlich der Kader-Kleidung zunächst von allen Kader-Spielen

abgezogen. Diese Entscheidung lvurde jedoch noch im iäufenden Verfahren vom

Schiedsrichterwart aufgehoben, sodass insoweil - abgesehen ver': den sich auf

104,00 € belaufenden Kosten - keine weitere Beschwer mehr ersichtiich ist.

Hinsichtlich der Schiedsrichtereinsätze des Klägers für Spiele. an den die Vereine

BG Bonn und Meckenheim TuS beteiligt waren, wurde der Kläger nicht gespeti.

sondern lediglich abgesetzt. Es handelte sich dabel um eine bestirtmte Atraalri von

Spielen - der Kläger selbst spricht in seiner Begründung zum Ä,nirag auf

einstweiligen Rechtsschutz (Bl, 17 tt , Bl 19 GA) von I Spieien, die ihm sRtiogen

worden seien - die seinerzeit streitgegenständlich waren. Eine über diese Absetzullg

hinausgehende Sperre war nicht ausgesprochen und wurde auclr rlii.'h! zu!'

Überprüfung gestellt.

Anders als der Kläger meint, ist die Kammer auch nieht an den vcn ihri'r

angenommenen Streitv/ert gebunden. Eine solche Bindung er§ibt slch auch nlclrt aus

der zitierten Entscheidung des OLG Karlsruhe vom 1 1-07,2C12. Nach dieser

Entscheidung kommt es für den Streitwert darauf an. in v,reicher Höhe Ansprüche



gegen den Beklagten in Betracht kommen, wobei maßgeblich auf die vom Kläger der
Klage zugrunde getegten Angaben abzuste en ist. Vorliegend lässt sich den

Angaben des Klägers in der Klageschrift entnehmen, dass er hinsichflich der
Absetzung von den spielen Ansprüche in Höhe von '175,c0 € für sich reklamlert.

Diese Angaben hat die Kammer ihrer Schätzung auch zugrunde gelegt.

Soweit der Kiäger geltend macht, bei Festsetzung eines Gegenstandwerts von unter

260,00 € sei seine Klage jedenfalls zulässig, betrifft dies die Frage der Begründerherl

der Berufung, die erst im Falle ihrer Zulässigkeit zu prüfen ist.

Anders als der Kläger meint, hat die Sache auch keine grundsätzliche Bedeutung

Die Frage, welche Folgen das Nichtausschöpfen des vereinsinternen Rechtsweges

hat, ist höchstrichterlich geklärt (BGHZ 47, 172.\. Soweit es darauf arrkornnlt, ob der

Kläger die maßgeblichen Satzungen und Ordnungen anerkannt hat. §tellt dies eine

Frage des jeweiligen Einzelfalls dar, die das Amtsgericht unter Hirureis *ul ein

unzureichendes Bestreiten auch als solche behandelt hat.

1il.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPA , die Entscheidung über <iie vorlä*fige

Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 708 N r. 1 0, 71 1 ZPO

Müller Luge Dr. \{esten


